
B e s c.h l u B

in Sachen

gegen

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 7° Senat des Bundessozialgerichts am 21. Dezember 1956

. beschlossen:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landessozial—

gerichts Bremen vom 22° März 1954 wird als unzulässig ver—
werfen°

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatteno
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9.2.9.9..934
.

I° Der Kläger hat gegen das Urteil des Landessozialgerichts

frist— und formgerecht Revision eingelegt, Da das Berufungs—

gericht die Revision nicht zugelassen hat, ist sie nur statt-

haft, wenn eine VerfahrenSrüge nach @162 Abs„_l Nr‚ 2 des
Sözialgerichtsgesetzes (SGG) durchgreift° ‘

Der Kläger ist der Auffassung, daß der Vorsitzende des Be—
rufungsgerichts gemäß @ 60 Abs° 1 SGG in Verbindung mit

5 41 der Zivilprozaßordnung (ZPO) kraft Gesetzes von der Aus—

übung seines Richteramtes ausgeschlossen war, da er bis Zu

dessen Übernahme Justitiar beim Senator für Arbeit in Bremen

-war und in dieser Eigenschaft "wahrscheinlich" gutachtlich,

wenn nicht‘gar maßgebend an der Gesetzgebungsarbeit des Lan—

des auch hinsichtlich der Arbeitslosenfürsorge beteiligt ge—

wesen sei° Er habe sich durch einen Kommentar über das Kündi—

gungsschutzgesetz schriftstellerisch betätigt und, weil das

Landesarbeitsamt und das Arbeitsamt Bremen seiner Dienst—

stelle-unterstellt waren, diese mit sachlichen Weisungen ver—
sehen können. Daraus könne der Verdacht entstehen, daß er hin—

terher über die eigene Mitarbeit an der Gesetzgebung oder

„über eigene Verwaltungsmaßnahmen urteile, also "abhängig"

sei,

‘ biese ■üge kann aber nicht durchgreifen° In Frage käme in—
soweit @ 41 Nr, 4 ZPO, wonach ein Richter von der Ausübung

des Richteramtes kraft Gesetzes ausgeschlossen ist "in Sachen,

in denen er „,„ als gesetzlicher Vertreter einer Partei auf—

zutreten berechtigt ist oder gewesen ist„" Nach Art° 118 der

Landesverfassung der Freien Hansestadt Bremen (BrGBl„ 1947

S‚ 251) vertritt der Senat die Freie Hansestadt. Zur Abgabe

von rechtsverbindlichen Erklärungen ist der Präsident des

Senats oder sein Stellvertreter ermächtigt° Der Senat kann

seine Befugnisse ganz oder teilweise auf seine Mitglieder

.übertragen. Ein Justitiar gehört demnach nicht zu dem Per—

sonenkreis, der für den Senat vertretungsbereohtigt ist„

Auch 5 41 Nr. 6 ZPO kommt nicht in Betracht, da es sich dort

nur um richterliche Tätigkeiten handelt, nicht aber um etwa

vorausgehende verwaltungsmäßige Befugnisse° Selbst wenn der

‘Senatsvorsitzende, wie der Revisionskläger behauptet, beim
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Erlaß der bremischen Verordnung über Arbeitslosenfürsorge vom

150 August 1949 (BI‘GBI° 1949 8° 167 f,) mitgewirkt haben sollte,

so würde dies keinen Ausschließungsgrund im Sinne des 5 41 ZPO

bieten° Schließlich war der Vorsitzende auch niemals befugt, für

die beklagte Bundesanstalt aufzutreten°

Soweit der Kläger aber geltend machen will, daß die etwaige Mit—

wirkung des Senatsvorsitzenden bei der Vorbereitung der Gesetze,“

, seine etwaigen früheral Einwirkungsmöglichkeiten in der bremi—

schen Arbeitsverwaltung oder seine schriftstellerische Tätigkeit

die Besorgnis der äg£ggggnhgit begründen könne, so ist diese Rüge

in der Revisionsinstanz unbeschtlich, da das Ablehnungsrecht '

-verloren gegangen ist; denn der Kläger hat sich in der Berufungs—

instanz in eine Verhandlung eingela9sen und Anträge gestellt

(5 45'zpo)„
II} Der Kläger rügt ferner die Nichtzulassung der Revision als einen

wesentlichen Verfahrensmangel„ Die Nichtzulassung ist jedoch für

das Bundessozialgericht bindend (so auch Urteil des l° Senats vom

29oll„1955‚ BSG° 2 S. 81). Sie stellt keinen wesentlichen Ver—

'fahrensmangel im.8inne des 5 162 Abs, 1 Nr, 2 SGG der, selbst

wenn die Entscheidung unrichtig sein sollte (vgl, Urteil des er—

kennenden Senats vom 23‚l101955‚ BSG. 2 S, 45); denn der Ver—
fahrenSmangel betrifft immer nur einen Mangel auf dem Wege zum

Urteil, nicht aber einen Mangel des Urteils selbst.

Unzutreffend ist ferner die Auffassung des Klägers, daß über

@202 SGGder 5 547 Abs° 1 Ziff. 1 ZPO herangezogen werden müsse
wonach auch dnw Zulassung die Revision stattfinde, wenn es sion

um die Unzulässigkeit der Berufung handelt° Nach @ 202 SGG ist

die ZPO nur anzuwenden, soweit das SGG keine Bestimmungen über
das Verfahren enthält..Das SGG hat aber im 2. Abschnitt, 1. Unter-

abschnitt, die Statthaftigkeit der Berufung und das dabei zu be—
achtende Verfahren umfassend und grundsätzlich abschließend ge—
regelt, so daß für eine Heranziehung der ZPO insoweit kein Raum

bleibt°

III„Das Verfahren würde allerdings an einem‘wesentlichen Mangel lei—

den, wenn die Berufung als unzulässig verworfen werden wäre, ob-

wohl das Berufungsgericht eine Sachentscheidung hätte treffen

müssen (so auch Urteil des 4„ Senats vom 27.10.1955, BSG° l
S° 283). Ohne Rechtsirrtum hat das Landessozialgericht jedoch
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festgestellt, daß die in Bremen gewährte Arbeitsloeenfüreorge

(vgl° Bremer Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Arbeits—'‚
vermittlung und Arbeitslosenversicherung vom 16° Oktober 1947

— BrGBl. 8° 259 — und Bremer Verordnung über die Arbeitslosen—

fursorge vom 15, August 1949 —BrGBl° S° 167 —) zu dem Bereich
der "Arbeitslosenversicherung" im Sinne des @ 147 SGG'gehört°
Nach @ 147 SGG können in Angelegenheiten der Arbeitäbsenver—

sicherung Urteile mit der Berufung nicht angefochten werden,

die Beginn oder Höhe der Unterstützung betreffen° Im Sinne

dieser Vorsd1rift gehört allgemein auch die Arbeitslosenfür—

sorge begrifflich zur
Arbeitslosenversicherung. Die Vorschrif—

_ten der 55 145 — 149 SGG, die den Ausschluß der Berufung im

Sozialgerichtsverfahren betreffen, sind zwar als Ausnahmen von
@ 143 SGG eng auszulegen, ihr Sinn und Zweck ist aber, eine
übermäßige Belastung der Gerichte mit Sachen von nicht grund—

sätzlicher Bedeutung zu vermeiden„
_

>
»

In der Arbeitslosenversicherung stellen Streitigkeiten über

die Höhe der Unterstützung nur einen verhältnismäßig kleinen
Bruchteil der Klagesachen dar, während in der Arbeitslosenfür—

sorge mit ihren zahlreichen Anrechnungsvorschriften dieser An—

teil ein wesentlich höherer ist° Wenn demnach auf den Sinn des

5 147 SGG, eine Überlastung der Gerichte mit im allgemeinen
rechnerisch verhältnismäßig einfach zu ermittelnden Sachen zu
vermeiden, abgestellt wurde, uürde es der Absicht des Gesetz—

gebers widersprechen, @ 147 SGG nur auf die Arbeitslosenver—

sicherung zu beschränken; denn dadurch wurde der Vorschrift

ihre Bedeutung
genommen werden. Eine gegenteilige Ansicht er—

gibt sich auch nicht aus der Entwicklungsgeschichte dieser Vor—

. schrift° WennPeters—Sautter—Wolff (Komm°zur Sozialgerichts—
barkeit, Er1„ zu 5 147) darauf verweisen, daß im Referenten—

entwurf die Anwendbarkeit des @147 ausdrücklich auch auf die

Arbeitslosenfürsorge vorgesehen, im Regierungsentwurf diese

aber weggelassen werden sei, so kann daraus kein gegenteili—

ger
Schluß

gezogen werden° Ein Referentenentwurf enthält immer

nur die Zusammenstellung des für den Regierungsentwurf erfor—

derlich erscheinenden Materials° Eine Weglassung oder Zufügung

im Regierungsentwurf, der dann dem Bundestag zugeleitet wird,

braucht jedenfalls keine grundsätzliche Änderung darzustelleno

Wenn deshalb in dem Regierungsentwurf eines Gesetzes über das
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Verfahren in‘der Sozialgerichtsbarkeit (Sozialgerichtsordnung)

— vgl„ Bundestagsdrucksache Nr° 4357, 1° Wahlperiode 1949 —
im 5 95 (dem jetzigen @147 SGG) nur von Angelegenheiten der

Arbeitslosenversicherung gesprochen wird, so ergibt sich — wie

noch ausgeführt wird
— doch aus dem Regierungsentwurf eines_

Sozialgerichtsgesetzes — vgl. Bundestagsdrucksache Nr° 4225,

1° Wahlperiode 1949 —, daß der Begriff "Arbeitslosenversicherung"

nicht eng ausgelegt werden darf° Denn beide Entwürfe sind dann

zum Sozialgerichtsgesetz zusammengefaßt worden, so daß ihre Be—

gründungen ergänzend heranzuzieheh sind°

@31 des Regierungsentwurfs des SGG, der die Errichtung von
Senaten für Angelegenheiten der Arbeitslosenversicherung und der_

weiteren der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits— '

losenversicherung übertragenen Aufgaben bei den Landessozial—

gerichten anordnete, bezeichnete diese Senats kurz als "Senats

für Angelegenheiten der Arbeitslcsenversicherung"„ Er gibt aber

damit zu erkennen, daß unter dem Begriff "Arbeitslosenversiche—

rung" allgemein die sonstigen Aufgaben der Bundesanstalt mit—

erfaßt werden sollten„ In der Amtlichen Begründung zu 9 3 des

Entwurfs (Drucksache 4225) wird auch mit Recht darauf verwiesen,

daß zwar die Aufgaben der Sozialversicherung und der Kriegsopfer—

versorgung begrifflich fest umrissen werden könnten, dies jedoch

für den Bereich der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar—

beitslosenversicherung nicht möglich sei° Es könne deshalb das

Aufgabengebiet der Bundesanstalt nicht etwa mit den Begriffen

"Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung" eindeutig bel

zeichnet werden; ebensowenig könne eine Aufzählung der Aufgaben—

gebiete vollständig erfolgen° Aus diesen Gründen sei das für die

Sozialgerichtsbarkeit bedeutungsvollste Gebiet der Bundesanstalt,

die Arbeitslosenversicherung, aufgeführt, während die übrigen

Aufgaben nur allgemein erwähnt werden könnten° @ 3 des Entwurfs

erhielt seine endgültige Fassung im 5 51 SGG° Es kann aber nicht

aus der Aufzählung der Zuständigkeitsgebiete im 5 51 Abs° 1 SGG

der Rückschluß auf 5 147 SGG dahin gezogen werden, daß hier durch

die alleinige Erwähnung der "Arbeitslosenversicherung" die übri—
gen Aufgabengebiete, insbesondere die Arbeitslosenfürsorge, aus—
geschlossen sein sollen° Soweit es sich um die Gerichtsverfassung

.handelt, wird vom Gesetzgeber von Angelegenheiten der Arbeits-

losenversicherung "einschließlich" (bzw„ "und") der übrigen Auf—
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Aufgaben der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung_und Arbeits«

losenversicherung gesprochen (@@10,31,51 SGG). In den Be—‘
stimmungen dagegen, die das Verfahrensrecht betreffen und wo

es sich um Sondervorschriften für einzelne Gebiete handelt,

die in die Zuständigkeit der Sozialgerichtsbarkeit fallen, be—

gnügt sich der Gesetzgeber mit der Kurzfassung "Angelegenheiten

der Arbeitslosenversicherung"° So wird im @ 12 Abs° 2 SGG bei

der Besetzung der Kammern_des Sozialgerichts von der "Kammer

für Angelegenheiten der Arbeitslosenversicherung" gesprochen,
während im 5 10 SGG bei deren Bildung auch die übrigen Auf—

gaben der Bundesanstalt als zurfachlichen Zuständigkeit die—

ser Kammer gehörig genannt werdenc '

Ebenso läßt auch die Fassung des € 147 SGG, wonach in Ange»
legenheiten der Arbeitslosenversicherung Urteile mit der Be—

rufung nicht angefochten werden können, die Beginn oder Höhe

der HEE?£EEHEÄBE£ betreffen, erkennen, daß die Arbeitslosen—

fürsorge als eine, wenn auch besondere Unterstützungsart unter

den allgemeinen Begriff "Arbeitslosenversicherung" fällt. Da—

bei kann es nicht darauf ankommen, aus welchen Mitteln (Bundes;

anstalt oder Bund) die Leistungen gewährt werden°

Ferner ergibt sich aus dem Vergleich des $ 147 SGG mit den
@@145, 146 und 148 SGG, daß bei dem Begriff Arbeitslosen—

versicherung nicht eine Eingglaufgabe der Bundesanstalt heraus—

genommen werden sollte, sondern daß eine Spartenbezeichnung vor—

liegt, nämlich ebenso, wie die übrigen Vorschriften mit den

gleichen Worten andere Zweige der Sozialgerichtsbarkeit bei dem'

Berufungsausschlußerwähnen: Angelegenheiten der Unfallversiche—

rung im 5 145, der Rentenversicherung im @ 146, der Kriegsopfer—

Versorgung im 5 148. Der Begriff "Arbeitslosenversicherung" im

5 147 SGG ist also nur als Gegensatz zu den übrigen Versiche—

rungssparten‚ wie sie in den anderen Paragraphen aufgezählt
worden sind und die ihre Besonderheiten beim Berufungsaus—

schluß haben, zu verstehen, nicht aber als Unterscheidung

gegenüber der "Arbeitslosenfürsorge", sondern umfaßt diese

mit° '

lV.Unstreitig liegen bei dem Kläger die Anspruchsvoraussetzungen

für die Gewährung von Arbeitslosenfürsorge nach @@1 ff, der

Bremer Verordnung vor, und dem Kläger steht dem Grunde nach

die Arbeitslosenfürsorge zu° Im Streit befangen ist also nur
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die 3933 der Unterstützung insoweit, als der Kläger die einge—
schränkte Anerkennung von Werbungskosten bei der Anrechnung

seiner Kriegsbesohädigtenrente nach 5 5 der Verordnung been“

stendet°

Die Berufung war daher nach 5 147 SGG nicht statthaft und ist

vom Landessozialgericht nach 5 158 Abs° 1 SGG zu Recht als unzu—
lässig verworfen werden„

Da somit keine wesentlichen Verfahrenemängel vorliegen und die

Revision demnach nicht stetthaft ist, mußte diese nach 5 169
Satz 2 SGG als unzulässig verworfen werden° Die Entscheidung

ergeht auf Grund des 5 169 Satz 5 SGG°

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des

5 193 SGG°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

